
S a t z u n g  
 
der Vereinigung der 
Freunde des Bach-Archivs Leipzig 
 
§ 1 
Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
Der Verein führt den Namen 
 
„Vereinigung der Freunde des Bach-Archivs Leipzig“ 
 
und soll in das Vereinsregister eingetragen werden; nach der Eintragung führt er den 
Zusatz „e.V.“. 
 
Der Verein hat seinen Sitz in Leipzig. 
 
Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 2 
Der Zweck des Vereins 
 
Zweck des Vereins ist die Förderung der Arbeit des Bach-Archivs Leipzig, der 
weltweit einzigen Institution, die sich auf Dauer und mit dem Ziel der Vollständigkeit 
das Sammeln, Bewahren und Verzeichnen des musikalischen, dokumentarischen 
und literarischen Materials zu Johann Sebastian Bach, seiner Familie und deren 
Umkreis zur Aufgabe gemacht hat und mit Forschung, Bibliothek, Museum und 
Veranstaltungen einer breiteren Öffentlichkeit dient. 
 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „steuerbegünstigende Zwecke“ der Abgabenordnung in enger 
fachlicher und organisatorischer Zusammenarbeit mit der Stiftung bürgerlichen 
Rechts „Bach-Archiv Leipzig“. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere 
durch die Mittelbeschaffung und deren Weiterleitung an die Stiftung Bach-Archiv 
Leipzig zwecks Verwendung für steuerbegünstigte Zwecke. 
 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf 
keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
Der Verein darf zur Verwirklichung seiner Ziele Arbeitskräfte anstellen. 
 
Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Notwendige Kosten können 
auf Beschluss des Vorstands erstattet werden. Jeder Beschluss über die Änderung 
der Satzung ist vor dessen Anmeldung beim Registergericht dem zuständigen 
Finanzamt vorzulegen. 



§ 3 
Erwerb der Mitgliedschaft 
 
Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche und juristische Person sowie 
Personenvereinigungen werden, die an der Verwirklichung der Vereinsziele 
interessiert sind. 
 
Über den schriftlichen Antrag entscheidet der Vorstand. Der Antrag sollte Namen, 
das Alter und die Anschrift des Antragstellers enthalten. 
 
 
§ 4 
Beendigung der Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft endet 
 
1. mit dem Tod des Mitglieds, 
2. durch freiwilligen Austritt, 
3. durch Streichung von der Mitgliederlist, 
4. durch Ausschluß. 
 
Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied 
des Vorstands. Er ist nur zum Schluß eines Kalenderjahres zulässig. 
 
Ein Mitglied kann durch Beschluß des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen 
werden, wenn er trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags in 
Rückstand ist. 
 
Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des 
zweiten Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die Beitragsschulden nicht 
beglichen sind. Die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen.  
 
Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblichst verstoßen hat, 
durch Beschluß des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden.  
 
 
§ 5 
Mitgliedsbeiträge 
 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Jahresbeiträge und 
deren Fälligkeit werden in der Mitgliederversammlung bestimmt. 
 
Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 
 
Entsprechend der von der Mitgliederversammlung zu beschließenden Staffelung der 
Höhe des Mitgliedsbeitrages erhält das Mitglied den Status eines 

a) ordentlichen Mitglieds 
b) Förderers 
c) Sponsors 
d) Stifters 



§ 6 
Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind: 
 
1. der Vorstand, 
2. die Mitgliederversammlung. 
 
 
§ 7 
Der Vorstand 
 
Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens drei Personen, nämlich dem 
Vorsitzenden, den stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister. 
 
Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Der Vorsitzende und der Stellvertreter 
vertreten den Verein gem. § 26 BGB. Jeder von ihnen ist stets 
einzelvertretungsberechtigt. 
 
Der Vorstand kann zur Erledigung seiner Aufgaben einen Geschäftsführer bestellen.  
 
Für Rechtshandlungen mit einem Gegenstandswert von mehr als 50.000,00 DM 
bedarf es jedoch der Zustimmung der Mehrheit der Vorstandsmitglieder. 
 
 
§ 8 
Die Zuständigkeit des Vorstands 
 
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor allem 
folgende Aufgaben: 
 
1. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der  

Tagesordnung; 
 
2. Einberufung der Mitgliederversammlung; 
 
3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
 
4. Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr; 
 
5. Buchführung; 
 
6. Erstellung eines Jahresberichts; 
 
7. Abschluß und Kündigung von Arbeitsverhältnissen; 
 
8. Beschlußfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluß von Mitgliedern. 
 
 



§ 9 
Amtsdauer des Vorstands 
 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren 
vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des 
Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. 
 
Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, so wählt der 
Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 
 
 
§ 10 
Beschlußfassung des Vorstands 
 
Der Vorstand faßt seine Beschlüsse im allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom 
Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden, 
schriftlich, fernmündlich oder per Telefax einberufen werden. In jedem Fall ist eine 
Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. 
 
Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder, darunter 
der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. Bei der 
Beschlußfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die 
Vorstandssitzung leitet der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 
stellvertretende Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu 
Beweiszwecken zu protokollieren. Das Protokoll ist vom jeweiligen 
Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen. 
 
Ein Vorstandsbeschluß kann auf schriftlichem Wege gefaßt werden, wenn alle 
Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 
 
 
§ 11 
Die Mitgliederversammlung 
 
In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Mitglied – auch Ehrenmitglied – 
eine Stimme. 
 
Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 
1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste 

Geschäftsjahr, Entgegennahme des Jahresberichts, Entlastung des Vorstands; 
 
2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages; 
 
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands; 
 
4. Beschlußfassung über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins; 
 
5. Ernennung von Ehrenmitgliedern. 



In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstands fallen, kann die 
Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand 
kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der 
Mitgliederversammlung einholen. 
 
 
§ 12 
Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
 
Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. 
 
Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung der Frist von vier Wochen schriftlich unter 
Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung 
des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied 
als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich 
bekanntgegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 
 
 
§ 13 
Die Beschlußfassung der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 
stellvertretenden Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist 
kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei 
Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der 
vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuß übertragen werden. 
 
Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum Protokollführer kann 
auch ein Nichtmitglied bestimmt werden. Die Art der Abstimmung bestimmt der 
Versammlungsleiter. Die Abstimmung muß schriftlich durchgeführt werden, wenn 1/3 
der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 
 
Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste 
zulassen. 
 
Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt die 
Mitgliederversammlung. 
 
Die Mitgliederversammlung ist stets beschlußfähig, unabhängig von der Zahl der 
erschienenen Mitglieder. 
 
Die Mitgliederversammlung faßt Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer 
Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von 3/4 aller Mitglieder, 
zur Auflösung des Vereins eine solche von 4/5 erforderlich. Die Stimmabgabe kann 
per Umlaufbeschluß auf schriftlichem Wege erfolgen. 
 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 
vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist.  
 



§ 14 
Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 
 
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der 
Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, daß weitere 
Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der 
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung 
entsprechend zu ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst 
in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung 
mit Mehrheit. 
 
 
§ 15 
Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
einberufen. Diese muß einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es 
erfordert oder wenn die Berufung von 1/3 aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für die außerordentliche 
Mitgliederversammlung gelten die §§ 12, 13, 14 und 15 entsprechend. 
 
 
§ 16 
Anfallberechtigung bei Auflösung des Vereins 
 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stiftung Bach-Archiv Leipzig, die es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 
 
 
 
 
beschlossen am 27.6.2001 
novelliert am 17.10.2001 


